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C O N S E I L  F É D É R A L  
Procès-verbal de la séance du 5 décembre 1924

2586. Völkerbund. Kontrolle des Handels mit Waffen
und Munition

Politisches Departem ent (Auswärtiges) 
Antrag vom 4. Dezember 1924

In seiner Sitzung vom 7. Juli 19221 hat der Bundesrat den grundsätzlichen 
Beschluss gefasst, den eidgenössischen Räten den Beitritt zu der am 14. Septem­
ber in St. Germain Unterzeichneten Konvention betreffend die Kontrolle des 
Handels mit Waffen und Munition zu empfehlen. Der Beschluss erfolgte gemäss 
dem Antrage des Politischen Departements und der ändern interessierten Depar- 
temente in dem Sinne, dass der Beitritt der Schweiz zur Konvention nur dann 
wirksam würde, wenn die vom Völkerbund zum Beitritt oder zur Ratifikation ein­
geladenen Länder, die eine Waffen- und Munitionsindustrie besitzen, endgültig 
dem Abkommen angeschlossen wären. Als europäische Länder, deren Waffenin­
dustrie auf die schweizerische Volkswirtschaft zurückwirken könnte, wurden 
namentlich Frankreich, die Tschechoslowakei, Holland, Schweden und Däne­
mark genannt.

Das Schicksal der Konvention von St. Germain war indessen besiegelt, als die 
Vereinigten Staaten, die unter den Signatarmächten des Abkommens figurierten, 
dem Generalsekretariat des Völkerbundes bekanntgaben, dass sie nicht in der 
Lage seien, jenen Vertrag zu ratifizieren. Die dritte Völkerbundsversammlung, 
die im September 1922 in Genf tagte, musste feststellen, dass eine wirksame inter­
nationale Regelung des Welthandels mit Waffen und Munition ohne Mitwirkung 
der amerikanischen Union nicht denkbar sei, und fasste die Ausarbeitung eines 
neuen «Entwurfes der Überwachung des internationalen Waffenhandels» ins 
Auge, der nach Möglichkeit in Verbindung mit Vertretern der Regierung der 
Vereinigten Staaten vorbereitet werden sollte. Unter diesen Umständen 
beschloss der Bundesrat am 10. Oktober2 1922, dem Generalsekretariat des Völ­
kerbundes mitzuteilen, dass der in Aussicht genommene Beitritt der Schweiz zur 
Konvention von St. Germain auch nicht mehr in Betracht fallen könne.

Im Laufe der letzten zwei Jahre hat nun die Gemischte temporäre Kommission 
des Völkerbundes für die Rüstungsbeschränkung ihre Vorarbeiten für die Auf­
stellung eines neuen Projektes fortgesetzt. An ihren Arbeiten in dieser Materie 
nahm im Auftrag der amerikanischen Regierung jeweilen der Gesandte der Ver­
einigten Staaten in Bern teil. Die Bemerkungen und Vorbehalte der Vertreter der 
Union waren nach mancher Richtung entscheidend für das System des neuen

1. Cf. n° 205.
2. Il faut lire 17 octobre, cf. E 1004 1/295, n° 2610.
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Entwurfes, das schliesslich von der Gemischten temporären Kommission ausge­
arbeitet wurde und das einen wesentlichen Teil des Berichtes der Kommission bil­
det, der den Regierungen der Völkerbundsstaaten kurz vor der letzten Session 
der Versammlung zugestellt worden ist.

An der letzten Völkerbundsversammlung ist es zu keiner materiellen Diskus­
sion über den von der «Commission temporaire mixte» vorbereiteten Entwurf 
gekommen. Die dritte Kommission der Vesammlung beschränkte sich darauf, 
von diesem Projekte und von einer Mitteilung der Regierung der Vereinigten 
Staaten vom 29. August, derzufolge die amerikanische Union an einer Konferenz 
zur Ausarbeitung eines Abkommens betreffend die internationale Kontrolle des 
Waffen- und Munitionshandels teilzunehmen bereit ist, Kenntnis zu nehmen. 
Dem Antrag ihrer dritten Kommission gemäss beschloss die Versammlung am 
27. September bloss, den neuen Entwurf der «Commission temporaire mixte» 
den Regierungen offiziell zugehen zu lassen. Gleichzeitig sollten die Regierungen 
ersucht werden, dem Völkerbundsrate vor dessen Session vom Dezember 1924 
bekanntzugeben, ob sie geneigt wären, der Einladung zu einer im A pril oder Mai 
1925 einzuberufenden besondern Konferenz Folge zu geben. Dieser besondern 
Konferenz soll es obliegen, auf Grund der Vorlage der Gemischten temporären 
Kommission, die als blosse Diskussionsbasis gedacht ist, eine endgültige Konven­
tion auszuarbeiten.

In Ausführung der erwähnten Resolution der Versammlung hat der Völker­
bundsrat am 30. September dieses Jahres das Generalsekretariat des Völkerbun­
des beauftragt, die vorgesehene Umfrage bei den Regierungen zu veranstalten. 
Das Generalsekretariat hat dem Politischen Departement die Resolution des 
Rates mit dem Bemerken übermittelt, dass weitere Akten über die Vorbereitung 
der geplanten Konferenz später den Regierungen zugestellt werden sollen.

Zur Prüfung der Einzelheiten des von der Gemischten temporären Kommis­
sion ausgearbeiteten Vorentwurfes bleibt bis zum Frühjahr 1925 Zeit. Vorläufig 
handelt es sich für alle Staaten, und auch für uns, bloss darum, grundsätzlicheber 
die Teilnahme an der Konferenz vom April oder Mai des nächsten Jahres zu ent­
scheiden. Nach Ansicht des Politischen Departementes sollte die Schweiz aus 
verschiedenen Gründen nicht unterlassen, an dieser Konferenz teilzunehmen. 
Ganz abgesehen davon, dass eine Mitwirkung unseres Landes an dieser Konfe­
renz, die wahrscheinlich am Sitze des Völkerbundes stattfinden wird und zu der 
sowohl die Völkerbundsmitglieder als auch dem Völkerbund nicht angehörende 
Staaten eingeladen werden, aus allgemeinen Erwägungen wünschbar erscheint, 
ist es offensichtlich von Vorteil, unseren Standpunkt bei der Ausarbeitung der 
Konvention selbst zur Geltung zu bringen. Auch würde ein Abseitsstehen unse­
rerseits an dieser Konferenz kaum verstanden werden, nachdem der Bundesrat 
seinerzeit — wenn auch unter gewissen Kautelen — sich zu Gunsten der Konven­
tion von St. Germain ausgesprochen hat, die ja nach mancher Richtung grössere 
Bindungen mit sich gebracht hätte als dies für die Konvention, die im Frühjahr 
nächsten Jahres ausgearbeitet werden soll, vorgesehen ist.

In Zustimmung zum Antrag des Politischen Departementes, dem sich das Mili­
tär- und Volkswirtschaftsdepartement anschliessen, wird beschlossen:

Das Politische Departement wird beauftragt, dem Generalsekretariat des Völ­
kerbundes zu Händen des Völkerbundsrates, der am 8. Dezember in Rom zusam-
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mentritt, mitzuteilen, dass die Schweiz bereit ist, sich an der für das Frühjahr 1925 
in Aussicht genommenen Konferenz für die Frage der Kontrolle des Waffen- und 
M unitionshandels vertreten zu lassen.3

3. Pour la partic ipation  de la Suisse à cette conférence, cf. DDS, 9, n"' 4 2 , 53, 57.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Rüfenacht, 
au Chef de la Division du commerce du Département de l ’Economie publique,

E. Wetter

L  I /M . Berlin, 9. Dezember 1924

In Beantwortung Ihres Telegramms vom 9 .1 ds. beehre ich mich, meine telegra­
phische Rückäusserung:

«Gleichzeitig Ihr Telegramm erhielten von Auswärtigem Mitteilung, dass E in­
fuhr von U hren und Uhrgehäusen in der Weise freigegeben, dass Zollstellen 
ermächtigt sind. Einfuhr ohne Bewilligung zuzulassen. Brieffolge» 

zu bestätigen.
Das Auswärtige Amt hat mir noch eine schriftliche Benachrichtigung in A us­

sicht gestellt, die weitere Einzelheiten enthalten soll. Es sollen zwar die uns vor 
allem interessierenden Golduhren freigegeben sein, jedoch für Platinuhren noch 
irgendwelche Beschränkungen Vorbehalten bleiben. Ich erwarte die ergänzenden 
Ausführungen für morgen und werde dann weiteren Bericht geben.

Die materielle Freigabe der Uhren scheint auf Schritte des Auswärtigen Am tes 
beim Reichswirtschaftsministerium zurückzuführen sein und soll als Beweis 
betrachtet werden, wie Deutschland das A bkom m en2 durchzuführen gedenke. 
Es ist denn auch an die telephonische Überm ittlung von heute morgen der 
W unsch geknüpft worden, dass man sehr gerne ähnlich entgegenkom m ende 
M assnahmen von schweizerischer Seite sehen würde. Die deutschen Regierungs­
stellen scheinen von der Industrie wegen des Abkom m ens immer noch lebhafte 
Vorwürfe zu erhalten, die in der Verlängerung der Vollmachten über den 30. Sep­
tem ber 1925 hinaus eine M assnahme erblicken will, die nicht geeignet sei, grosses 
Zutrauen für die künftige Haltung der Schweiz einzuflössen. W enn auch das am t­
liche Deutschland die G ründe anerkennt, die zur Verlängerung der Vollmachten 
führen, so wäre man, wie gesagt, doch sehr dankbar, wenn weitere schweizerische 
entgegenkommende Schritte ihm den Stand gegenüber seiner Industrie erleich­
tern würden. Die auf den 1. Dezember erfolgten generellen Einfuhrbewilligungen 
will man dabei allerdings nicht als weitgehendes Entgegenkom m en bezeichnen, 
da sie in der Hauptsache Positionen umfassen, für die entw eder die Schweiz auf

1. Non reproduit.
2. Pour cet accord, cf. n° 358.
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